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 Berlin, August 2025 

  

Deutsche Industrie- und Handelskammer 

Strategie „Zoll 2030“ des Bundesministeriums der Finanzen 

Mit der Strategie „Zoll 2030“ hat das Bundesministerium der Finanzen (BMF) ein umfassendes Re
formkonzept zur Weiterentwicklung der Zollverwaltung präsentiert. Der Zoll soll weiterhin flächende
ckend in seiner Struktur erhalten bleiben – mit klarer Verantwortung, gestärkter Flexibilität und mehr 
Eigenverantwortung vor Ort. Ziel ist es, die Zollverwaltung durch organisatorische Neustrukturierung, 
stärkere Digitalisierung, effizientere Ressourcensteuerung sowie eine gezielte Modernisierung der 
operativen Aufgabenbereiche zukunftsfest aufzustellen. Erste Ergebnisse sollen bis 2026 vorliegen, 
der vollständige Wirkungszeitraum der Reform ist auf das Jahr 2030 ausgerichtet. 

Grundlage dieser Stellungnahme sind die der DIHK bis zur Abgabe der Stellungnahme zugegange
nen Äußerungen der IHKs, von Unternehmen sowie die wirtschaftspolitischen Positionen der DIHK. 
Sollten der DIHK weitere in dieser Stellungnahme noch nicht berücksichtigte relevante Äußerungen 
zugehen, wird diese Stellungnahme entsprechend ergänzt. 

A. Das Wichtigste in Kürze 

• Mit der Strategie „Zoll 2030“ verfolgt das BMF das Ziel, den deutschen Zoll organisatorisch, tech
nisch und strukturell neu auszurichten. Angesichts wachsender Anforderungen im globalen Han
del, veränderter sicherheitspolitischer Lagen und zunehmender digitaler Komplexität ist dieser 
Modernisierungsprozess grundsätzlich zu begrüßen. 

• Aus Sicht der DIHK enthält die Strategie zahlreiche sinnvolle Vorschläge – etwa die Aufwertung 
der Führungspositionen, die Einrichtung eines permanenten Lage- und Krisenzentrums, die an
gestrebte stärkere Automatisierung der Prozesse sowie die Förderung internationaler Zusam
menarbeit. 

• Gleichzeitig sind einzelne Vorschläge kritisch zu betrachten, insbesondere dort, wo strukturelle 
Veränderungen potenziell zu einer Verschlechterung der operativen Abläufe führen können. Auch 
die geplante Ausweitung von Gebühren für zollseitige Dienstleistungen erfordert eine ausgewo
gene Betrachtung. Es gilt, die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen nicht durch übermäßige 
administrative oder finanzielle Belastungen zu gefährden. 

• Die DIHK begrüßt den Reformansatz ausdrücklich, mahnt jedoch eine konsequente und praxis
nahe Umsetzung an. Eine enge Einbindung der Wirtschaft ist hierfür ebenso erforderlich wie eine 
vorausschauende Koordinierung mit europäischen Reformprozessen – insbesondere im Hinblick 
auf den Unionszollkodex (UZK) und den geplanten EU-Data-Hub. 
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B. Bewertung im Einzelnen 

Führungsstruktur und Krisenmanagement 

Die Arbeit der Generalzolldirektion (GZD) prägt die tägliche Realität der gewerblichen Wirtschaft in 
Deutschland: Sie ist für eine reibungslose Zollabfertigung verantwortlich, trägt zur Stabilität internati
onaler Lieferketten bei und setzt handelspolitische Maßnahmen praxisnah um. Eine enge und effek
tive Abstimmung der Zollverwaltung mit dem übergeordneten BMF ist daher entscheidend, um ope
rative Herausforderungen gezielt zu adressieren und die Verlässlichkeit behördlichen Handelns ge
genüber der Wirtschaft zu stärken. 

Die vorgesehene politische Stärkung des Präsidenten der Generalzolldirektion (GZD) – etwa durch 
einen regelmäßigen Jour-Fixe mit dem BMF, eine Kollegiumsstruktur und eine stärkere Sichtbarkeit 
im politischen Raum – ist ein richtiger und notwendiger Schritt. Gerade aus Sicht der Wirtschaft ist es 
wichtig, dass zollrelevante Themen stärker auf ministerieller Ebene vertreten werden. Eine Positio
nierung des GZD-Präsidenten auf Augenhöhe mit den Leitungen von Bundespolizei und BKA erhöht 
die Durchsetzungsfähigkeit des Zolls bei ressortübergreifenden Entscheidungen und kann dazu bei
tragen, wirtschaftsrelevante Anliegen schneller und koordinierter zu adressieren. Immerhin vertritt der 
GZD-Präsident 48.000 Zoll- und Finanzbedienstete. 

Auch die Einrichtung eines permanent besetzten Lage- und Krisenzentrums mit 24/7-Dienst wird von 
der Wirtschaft ausdrücklich begrüßt. In Krisensituationen – etwa bei Unterbrechungen globaler Lie
ferketten, sicherheitsbedingten Grenzschließungen oder plötzlichen Handelsbeschränkungen – ist 
eine schnelle und koordinierte Reaktion der Zollverwaltung von zentraler Bedeutung für Unterneh
men. Das Lagezentrum sollte dazu beitragen, Engpässe frühzeitig zu erkennen, Unternehmen recht
zeitig zu informieren und Abfertigungsprozesse unter außergewöhnlichen Bedingungen handlungs
fähig zu halten. 

 

Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und Digitalisierung 

Die Zusammenlegung kleinerer Zollämter sollte nur unter der Prämisse einer umfassenden Digitali
sierung und der damit verbundenen Möglichkeit weiterer digitaler Zollprozesse für Wirtschaftsbetei
ligte in Betracht gezogen werden. Andernfalls birgt ein solcher Prozess aus Unternehmenssicht Risi
ken für die Funktionsfähigkeit etablierter Logistikprozesse: Für Unternehmen könnten sich daraus 
längere Anfahrtswege, eingeschränkte Öffnungszeiten sowie eine geringere Verfügbarkeit von Ka
pazitäten für physische Begutachtungen ergeben. Insbesondere im ländlichen Raum sollte gewähr
leistet bleiben, dass sowohl eine Postzollstelle, zur Abholung von Post- und Kurierwaren, als auch 
eine Zollstelle zur Gestellung von Waren in einem für Unternehmen akzeptablen Entfernungsradius 
erreichbar sind. Besonders betroffen sind exportorientierte Branchen mit zeitkritischer Just-in-Time-
Produktion, großvolumigen Warensendungen oder sensiblen Produkten wie Lebensmitteln und Me
dizinprodukten.  

In diesen Fällen könnten Verzögerungen bei der Zollabfertigung unmittelbare Auswirkungen auf Pro
duktionsabläufe und Lieferverpflichtungen haben. Hier bedarf es klarer Übergangsregelungen und 
Kapazitätsplanungen im aktiven Dialog mit den betroffenen Unternehmen, um Engpässe frühzeitig 
zu identifizieren und abzumildern. 
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Die stärkere Automatisierung von Prozessen – einschließlich der weiteren Digitalisierung – ist aus 
Sicht der Unternehmen grundsätzlich positiv zu bewerten. Automatisierte Verfahren können zur Be
schleunigung der Abfertigung beitragen und langfristig Ressourcen auf Unternehmens- und Behör
denseite schonen. Während die Überlassung zur Ausfuhr, so beispielsweise in der Regel sehr zügig 
geschieht, ist das bei der Einfuhr noch nicht der Fall. Besonders hier sollte über eine stärkere Auto
matisierung nachgedacht werden. Entscheidend ist, dass diese Automatisierungs- und Digitalisie
rungsprozesse praxistauglich gestaltet sind: Unternehmen müssen über klar definierte Schnittstellen, 
nachvollziehbare Prüfschritte und belastbare Fristen verfügen, um Eingaben korrekt und fehlerfrei 
tätigen zu können. Insgesamt sind Verbundlösungen Einzellösungen vorzuziehen. Gleichzeitig steigt 
die Verantwortung der Wirtschaftsbeteiligten, potenzielle Fehler frühzeitig zu erkennen und Korrek
turmaßnahmen einzuleiten. Dies betrifft auch die Zusammenarbeit mit Logistikdienstleistern, etwa im 
Bereich der Postverzollung. 

Im Rahmen der fortschreitenden Digitalisierung sollte das Zoll-Portal von einem Briefkasten zu einem 
Zollcockpit weiterentwickelt werden, in dem Bewilligungen digital ergänzt und modifiziert werden kön
nen. Unternehmen müssen einfachen Zugriff auf ihre Daten erhalten und diese gleichzeitig nur einmal 
abgeben (once only). Vorbildcharakter könnte hierbei das ELAN-K2-System des BAFA haben, dass 
eine effiziente, benutzerfreundliche Antrags- und Kommunikationsstruktur bietet. Die technische Inf
rastruktur für eine vergleichbare Lösung ist mit dem Zoll-Portal bereits vorhanden. Ebenso wäre die 
Einrichtung einer zentralen digitalen Plattform zu erwägen, über die eine durchgängige, strukturierte 
Kommunikation zwischen Wirtschaftsbeteiligten und Zollverwaltung möglich ist. 

Der vorgesehene Ausbau internationaler Kooperationen – insbesondere mit EU-Mitgliedstaaten und 
der EU-Kommission – wird begrüßt. Er schafft Synergien und kann dazu beitragen, bürokratische 
Hindernisse zu verringern. Eine zentrale Clearing-Stelle für Carnets (wie von der DIHK bereits 2020 
angeregt) könnte in diesem Zusammenhang ein konkreter Umsetzungsschritt sein – auch mit dem 
EU-Ausland. Außerdem sollte die Zusammenarbeit von Zoll und BAFA im Rahmen der Strategie 
2030, wie in dem DIHK-Ideenpapier „Vereinfachungen in der Exportkontrolle“ angeregt, deutlich ver
bessert werden.   

Im Zusammenhang mit den zukünftigen Safeguard-Quoten-Überwachungmaßnahmen sollte zudem 
sichergestellt werden, dass deren Verwaltung und Kontrolle innerhalb der EU einheitlich erfolgt. Un
terschiedliche nationale Verfahren – wie etwa die Möglichkeit in einzelnen Mitgliedstaaten, einge
reichte Zollanmeldungen nachträglich zurückzuziehen, wodurch sich Quotenkorrekturen teilweise 
über mehrere Monate verzögern – können zu Wettbewerbsverzerrungen führen. Eine Harmonisie
rung der administrativen Abwicklung wäre hier im Interesse gleicher Rahmenbedingungen für alle 
Wirtschaftsbeteiligten. 

Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass derzeit lediglich die Hauptzollämter über Informationen 
zur aktuellen Quotenausnutzung verfügen. Diese Daten sollten auch anderen Zollstellen und Abferti
gungsplätzen zeitnah zur Verfügung stehen, um Importeuren eine verlässliche Entscheidungsgrund
lage für den optimalen Zeitpunkt der Verzollung zu geben. Eine digitale, flächendeckend nutzbare 
Lösung könnte hier zu mehr Transparenz und Planungssicherheit beitragen. 

Die angekündigte Weiterentwicklung von ATLAS im Lichte des geplanten EU-Data-Hubs muss sorg
fältig ausgestaltet werden. Für den angestrebten vollständigen Wirkungszeitraum 2030 muss die In
vestitionssicherheit gewährleistet werden: Unternehmen, die in bestehende ATLAS-Schnittstellen 

https://www.dihk.de/resource/blob/123210/a2386a2c24e4fc332418fc97e4d95293/dihk-ideenpapier-exportkontrolle-2024-data.pdf
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investiert haben, benötigen Planungssicherheit im Hinblick auf künftige Entwicklungen im EU-Data-
Hub.  

Die Einführung eines Benchmarkings ist überfällig. Unterschiedliche Handhabung, eingeschränkte 
Erreichbarkeit und lange Bearbeitungszeiten stellen in vielen Regionen eine Belastung für Unterneh
men dar und beeinträchtigen ihre Planungssicherheit und operative Leistungsfähigkeit. Ein struktu
rierter Qualitätsvergleich zwischen Zollstellen – idealerweise unter Einbindung der Wirtschaft – kann 
dazu beitragen, Servicelevel zu verbessern und bewährte Verfahrensweisen systematisch zu verbrei
ten. 

In diesem Sinne sollte die Strategie zur Vereinheitlichung der fachlichen Entscheidungsprozesse bei
tragen. Unternehmen berichten von uneinheitlichen Entscheidungen zwischen Hauptzollämtern und 
teils auch innerhalb einzelner Zollämter. Technische Hilfsmittel – etwa eine zentral gepflegte interne 
Fach-/Entscheidungsdatenbank – sowie verstärkte fachliche Abstimmungsformate könnten helfen, 
die Auslegungs- und Entscheidungsstetigkeit zu erhöhen. 

Aus Sicht der Wirtschaft sollte in diesem Zusammenhang auch die Serviceorientierung des Zolls wei
ter gestärkt werden. Neben den hoheitlichen Kernaufgaben ist der Zoll für Unternehmen in vielen 
Fällen ein wichtiger Ansprechpartner zur frühzeitigen Klärung von Fragestellungen. Eine konstruktive 
und einheitliche Kommunikationskultur könnte dazu beitragen, Unsicherheiten zu vermeiden und die 
Zusammenarbeit zwischen Zoll und Wirtschaft weiter zu verbessern.  

Darüber hinaus wäre es im Sinne einer effizienten Ressourcenverwendung, Unternehmensprüfungen 
stärker anlassbezogen durchzuführen und, wo möglich, verschiedene periodische Prüfungen zusam
menzuführen. Eine solche Bündelung könnte die Belastung der Unternehmen reduzieren, ohne die 
Kontrollintensität in relevanten Fällen zu verringern. 

Die geplante Ausweitung der Gebührenpflicht für zollseitige Leistungen – etwa im Bereich des Schut
zes geistigen Eigentums oder der Abwehr von Plagiaten – sollte mit besonderem Augenmaß erfolgen. 
Gebühren können dort gerechtfertigt sein, wo der Zoll gezielt im unmittelbaren Interesse von Unter
nehmen tätig wird, etwa bei der Durchsetzung individueller Schutzrechte oder bei operativen Unter
stützungsleistungen auf Antrag der Wirtschaft. Nicht akzeptabel wäre hingegen eine pauschale Mo
netarisierung hoheitlicher Aufgaben, die primär dem öffentlichen Interesse dienen, wie etwa der Be
kämpfung von Produktfälschungen zum Schutz der Verbraucher oder der Einhaltung sicherheitsbe
zogener Standards. In solchen Fällen trägt der Zoll eine staatliche Kernverantwortung, deren Finan
zierung nicht auf die Unternehmen verlagert werden darf. 

Zollleistungen, die zur Sicherung der Innovationsfähigkeit, Rechtsdurchsetzung und Wettbewerbsfä
higkeit beitragen, sind im Interesse der gesamten Volkswirtschaft. Eine übermäßige oder intranspa
rente Gebührenpraxis könnte jedoch insbesondere kleine und mittlere Unternehmen davon abhalten, 
ihre Rechte aktiv wahrzunehmen oder überhaupt in markenschutzrechtliche Maßnahmen zu inves
tieren. Gerade in innovationsintensiven Branchen muss der Zugang zu zollseitigem Rechtsschutz 
niedrigschwellig und fair ausgestaltet bleiben, um die internationale Wettbewerbsfähigkeit deutscher 
Unternehmen nicht zu gefährden.  
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Sicherheit, Ermittlungen und Vollzug 

Die geplante Bündelung der Ermittlungsbereiche von Zollfahndung, Finanzkontrolle Schwarzarbeit 
und anderen Einheiten ist ein begrüßenswerter Schritt zur Stärkung der Effizienz und operativen 
Schlagkraft. Für Unternehmen ist eine wirksame Bekämpfung von illegaler Beschäftigung, Produkt
fälschungen, Markenrechtsverletzungen und organisierter Schmuggelkriminalität von zentraler Be
deutung – sowohl zum Schutz eigener Werte als auch für faire Wettbewerbsbedingungen. Allerdings 
bestehen weiterhin Mehrfachzuständigkeiten und divergierende Rechtsgrundlagen, die vereinheit
licht werden sollten.  

Auch die Ausstattungsunterschiede zwischen den zollseitigen Ermittlungsdiensten – sei es bei IT-
Systemen, Ausrüstung oder operativer Infrastruktur – bedürfen einer Angleichung. Nur eine bundes
weit ähnliche Ausstattung gewährleistet, dass Unternehmen bei gleichgelagerten Sachverhalten auch 
eine einheitliche und verlässliche Bearbeitung durch die Zollbehörden erwarten können. Dies sollte 
insgesamt im Rahmen einer innovationsfreundlichen und serviceorientierten Verwaltungskultur ge
schehen.  

Die Etablierung eines eigenständigen Studiengangs für den Vollzugsbereich ist nachvollziehbar. Sie 
verbessert die Fachkräftegewinnung, fördert Spezialisierung und trägt zur Attraktivität des Berufsbilds 
bei. Sie unterstützt mittel- bis langfristig die Aufrechterhaltung eines leistungsfähigen zollseitigen Voll
zugs in einer zunehmend komplexen Risikolage.  

Die DIHK setzt sich grundsätzlich dafür ein, dass die Herausforderungen des demografischen Wan
dels beim Zoll noch stärker angegangen werden. In diesem Zusammenhang wird von der Wirtschaft 
auch angeregt, die Karrieremöglichkeiten beim Zoll mit bestehenden, anerkannten Ausbildungsberu
fen mit kaufmännischem Fokus zu verknüpfen und zu öffnen – etwa für Kaufleute für Büromanage
ment, Kaufleute für Speditionen und Logistikdienstleistern, Fachinformatiker oder Steuerfachange
stellte, um den dringend benötigten Nachwuchs für die Abwicklung von Zollvorgängen zu sichern. 
Entsprechend könnte auch der Quereinstieg für Fachkräfte aus den genannten Ausbildungsberufen 
ohne klassische Zollausbildung, aber mit einschlägiger Berufserfahrung, z. B. aus Speditionen oder 
durch Qualifikationen als geprüfte Zollfachkräfte, das Arbeitsmarktangebot für zollrelevante Tätigkei
ten erweitern. 

 

Rahmenbedingungen, Strukturreformen und Sprache 

Die angestrebte Stärkung der Ortsebene durch Ressourcenumverteilungen ist sinnvoll, sofern dies 
nicht zu Kapazitätsengpässen bei strategisch wichtigen Aufgaben in der GZD führt. Eine auf dem 
Papier geplante Effizienzsteigerung darf nicht zu Lasten der Leistungsfähigkeit des operativen Be
triebs gehen. 

Die Digitalisierung muss ganzheitlich und behördenübergreifend gedacht werden. Der Zoll verfolgt 
seit Jahren das Ziel einer papierlosen Verwaltung – mit bisher nur begrenztem Erfolg. Datenschutz 
und IT-Sicherheit müssen mit praktikablen Lösungen vereinbart werden, um interne Prozesse nicht 
unnötig zu verlangsamen und die digitale Kommunikation mit Unternehmen effizient, sicher und pra
xistauglich zu gestalten. Im Rahmen einer vollumfänglichen Digitalisierung sollten somit integraler 
Bestandteil der Strategie sein: Klare Automatisierungskonzepte, standardisierte Schnittstellen zu 
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anderen nationalen und – soweit möglich – EU-Behörden sowie robuste Schutzmaßnahmen gegen 
Cyberangriffe. Essenziell hierfür ist der Ausbau des Zollportals, die übergreifende Datenverfügbarkeit 
innerhalb der Verwaltung, das „once only“-Prinzip für Unternehmen, sowie der digitale Zugriff auf 
Bewilligungen und die harmonisierte Angleichung der Anforderungen. 

Die Förderung flächendeckender Englischkenntnisse wird von der gewerblichen Wirtschaft ausdrück
lich unterstützt. Insbesondere vor dem Hintergrund globalisierter Warenströme und zunehmender di
gitaler Abwicklung internationaler Vorgänge ist dies ein entscheidender Schritt zur Modernisierung. 

 

Fazit 

Die Strategie „Zoll 2030“ adressiert viele relevante Themen und kann – richtig umgesetzt – einen 
wichtigen Beitrag zur zukunftsfähigen Aufstellung des deutschen Zolls leisten. Die DIHK fordert eine 
praxisorientierte, wirtschaftsfreundliche und europäisch abgestimmte Umsetzung. Die aktive Einbin
dung der Wirtschaft – sowohl über bestehende Dialogformate als auch durch projektbezogene Pilo
tierungen – ist entscheidend für den Erfolg der Strategie und für die Sicherung eines verlässlichen, 
effizienten und wettbewerbsfördernden Zollumfelds in Deutschland. Vor diesem Hintergrund wäre 
eine transparente und nachvollziehbare Fortschreibung der Strategie wünschenswert, die regelmä
ßige Beteiligungsmöglichkeiten für Wirtschaftsbeteiligte und Fachleute aus der operativen Praxis vor
sieht. Wir verweisen im Rahmen dieser Stellungnahme auch auf das DIHK-Ideenpapier „Entbürokra
tisierung im Zoll“.  

  

https://www.dihk.de/resource/blob/136134/e2d0779ddf7a962925121f349711b2d5/dihk-ideenpapier-buerokratieabbau-im-zoll-data.pdf
https://www.dihk.de/resource/blob/136134/e2d0779ddf7a962925121f349711b2d5/dihk-ideenpapier-buerokratieabbau-im-zoll-data.pdf
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C. Ansprechpartner mit Kontaktdaten 

Martin Anton Schwindler, Referatsleiter Zoll, Internationale Wirtschaftspolitik und Außenwirtschafts
recht, DIHK, Tel: +49 30 20308 2321, E-Mail: schwindler.martin@dihk.de  

Steffen Behm, Referatsleiter Zoll, Internationale Wirtschaftspolitik und Außenwirtschaftsrecht, DIHK, 
Tel: +49 30 20308 2324, E-Mail: behm.steffen@dihk.de  

 

D. Beschreibung DIHK 

Wer wir sind: 

Unter dem Dach der Deutschen Industrie- und Handelskammer (DIHK) haben sich die 79 Industrie- 
und Handelskammern (IHKs) zusammengeschlossen. Unser gemeinsames Ziel: Beste Bedingungen 
für erfolgreiches Wirtschaften.  

Auf Bundes- und Europaebene setzt sich die DIHK für die Interessen der gesamten gewerblichen 
Wirtschaft gegenüber Politik, Verwaltung und Öffentlichkeit ein. Denn mehrere Millionen Unterneh
men aus Handel, Industrie und Dienstleistung sind gesetzliche Mitglieder einer IHK - vom Kiosk-Be
sitzer bis zum Dax-Konzern. So sind DIHK und IHKs eine Plattform für die vielfältigen Belange der 
Unternehmen. Diese bündeln wir in einem verfassten Verfahren auf gesetzlicher Grundlage zu ge
meinsamen Positionen der Wirtschaft und tragen so zum wirtschaftspolitischen Meinungsbildungs
prozess bei. 

Darüber hinaus koordiniert die DIHK das Netzwerk der rund 150 Auslandshandelskammern, Delega
tionen und Repräsentanzen der Deutschen Wirtschaft in 93 Ländern. 

Sie ist im Register der Interessenvertreter der Europäischen Kommission registriert (Nr. 
22400601191-42).  

mailto:schwindler.martin@dihk.de
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